
Rechtliche Grundlage Verbote Art. 258-260 ZPO 

 
Art. 258 Grundsatz 
 
1
Wer an einem Grundstück dinglich berechtigt ist, kann beim Gericht beantragen, dass jede Besitzesstörung 

zu unterlassen ist und eine Widerhandlung auf Antrag mit einer Busse bis zu 2000 Franken bestraft wird. 
Das Verbot kann befristet oder unbefristet sein. 
 
2
Die gesuchstellende Person hat ihr dingliches Recht mit Urkunden zu beweisen und eine bestehende oder 

drohende Störung glaubhaft zu machen. 
 
Art. 259 Bekanntmachung 
 
Das Verbot ist öffentlich bekannt zu machen und auf dem Grundstück an gut sichtbarer Stelle anzubringen. 
 
Art. 260 Einsprache 
 
1
Wer das Verbot nicht anerkennen will, hat innert 30 Tagen seit dessen Bekanntmachung und Anbringung 

auf dem Grundstück beim Gericht Einsprache zu erheben. Die Einsprache bedarf keiner Begründung. 
 
2
Die Einsprache macht das Verbot gegenüber der einsprechenden Person unwirksam. Zur Durchsetzung 

des Verbotes ist beim Gericht Klage einzureichen. 


